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1. KONJUNKTUR 

Historischer Angebotsschock auf dem Ölmarkt1 

Die Internationale Energieagentur (IEA) meldet bisher ungese-

hene Angebotsschocks auf dem globalen Ölmarkt im Jahr 2026. 

Wegen des andauernden Konflikts im Nahen Osten sind die wich-

tigen Transportwege durch die Straße von Hormus massiv ge-

stört. Dadurch stürzten die weltweiten Öllieferungen dramatisch 

ab und verursachten den größten Lieferausfall der Geschichte. 

Der Preis für die Referenzsorte North Sea Dated stieg infolge die-

ser Verknappung extrem an und erreichte 130 US-Dollar pro Bar-

rel. 

Die Unterbrechung der Lieferketten trifft die weltweiten Raffine-

rien und die petrochemische Industrie äußerst hart. Aus Mangel 

an Rohstoffen mussten vor allem asiatische Anlagen ihre Verar-

beitungskapazitäten erheblich drosseln. Die stark gestiegenen 

Kosten zwingen Verbraucher rund um den Globus zu deutlichen 

Einsparungen. Dementsprechend prognostizieren Fachleute für 

das laufende Jahr einen weltweiten Nachfragerückgang um 

80.000 Barrel pro Tag. 

Zur Kompensation fehlender Lieferungen greifen Verbraucher 

sowie Raffinerien derzeit massiv auf bestehende Ölreserven 

 
1 IEA (14.04.2026): Oil Market Report. 

zurück. Aus diesem Grund sanken die weltweit beobachteten La-

gerbestände laut dem Bericht zuletzt um 85 Millionen Barrel. 

Trotz vorübergehender Feuerpausen bleibt die künftige Markt-

entwicklung extrem ungewiss. Eine Normalisierung der Energie-

versorgung hängt nun maßgeblich von nachhaltigen Friedenslö-

sungen ab. 

Produktion sinkt im Februar leicht2 

Das Statistische Bundesamt meldet für den Februar 2026 einen 

leichten Produktionsrückgang im produzierenden Gewerbe. Ins-

gesamt sank die reale Herstellungsmenge im Vergleich zum Ja-

nuar um 0,3 Prozent. Dieser Negativtrend geht maßgeblich auf 

eine schwächere Leistung im Baugewerbe zurück. Dagegen 

konnte die Automobilindustrie positives Wachstum verzeichnen. 

Produktion im Produzierenden Gewerbe 

Index (2021=100), kalender- und saisonbereinigt 

 
Quelle: Destatis 

Eine gegenläufige Entwicklung zeigte sich in den energieintensi-

ven Industriezweigen. Hier stieg das Produktionsvolumen im 

Februar 2026 deutlich an. Die Daten offenbaren in diesem Sektor 

einen beachtlichen Zuwachs (1,9 %). Diese speziellen Branchen 

weisen traditionell einen besonders hohen Energiebedarf für ihre 

komplexen Fertigungsprozesse auf. 

Betrachtet man ausschließlich die reine Industrieproduktion 

ohne Bau und Energie, fiel das Ergebnis negativ aus. Die Herstel-

lung von Konsumgütern verringerte sich spürbar. Die Fertigung 

von Vorleistungsgütern und Investitionsgütern erlebte hingegen 

2 Destatis (09.04.2026): Produktion im Verarbeitenden Gewerbe (Feb-
ruar 2026). 
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https://iea.blob.core.windows.net/assets/f7785a70-754e-49d9-bf47-3c44cf77ca98/-14APR2026_OilMarketReport_Free_version.pdf
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/04/PD26_124_421.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/04/PD26_124_421.html
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leichten Aufwind. Zusammenfassend resultierte daraus für die 

reine Industrie ein Rückgang von 0,1 Prozent. 

Inflation steigt im März deutlich3 

Das Statistische Bundesamt meldet für den März des Jahres 

2026 einen deutlichen Anstieg der allgemeinen Verbraucher-

preise. Demnach kletterte die Inflationsrate auf 2,7 Prozent im 

direkten Vergleich zum Vorjahresmonat. Dieser aktuelle Wert 

markiert den höchsten Stand der Teuerung seit längerer Zeit. Als 

primären Hauptgrund für diese Entwicklung identifizieren die Ex-

perten die enormen Kostensteigerungen für Energieprodukte. 

Inflationsrate 

 
Quelle: Destatis 

Besonders drastisch spüren Verbraucher die Auswirkungen an 

den Tankstellen und beim Heizen. Die massiven Preissprünge re-

sultieren maßgeblich aus den Kriegshandlungen im Iran und im 

Nahen Osten. So verteuerte sich leichtes Heizöl um 44,4 Prozent 

gegenüber dem Vorjahr. Erfreulicherweise wirkten jedoch staat-

liche Entlastungsmaßnahmen bei der restlichen Haushaltsener-

gie leicht dämpfend auf die Gesamtkosten. 

Im Gegensatz zur Energie entwickelte sich die Teuerung bei den 

Nahrungsmitteln deutlich moderater. Hier verzeichneten die Sta-

tistiker lediglich einen leichten Aufschlag (0,9 %). Während süße 

Aufstriche und frisches Obst teurer wurden, sanken die Preise 

für Speisefette spürbar. Ohne diese stark schwankenden Berei-

che verharrte die sogenannte Kerninflation auf konstantem Ni-

veau. 

 

 

 

 

 
3 Destatis (10.04.2026): Inflationsrate (März 2026). 

2. UNTERNEHMEN 

Iran-Krieg bremst deutschen Mittelstand4 

Nach aktuellen Daten von KfW Research trübt sich die wirt-

schaftliche Stimmung im Frühjahr spürbar ein. Das mittelständi-

sche Geschäftsklima fiel im März auf -18,2 Saldenpunkte. Dieser 

Rückgang basiert primär auf den massiv eingebrochenen Ge-

schäftserwartungen, welche durch den militärischen Konflikt im 

Nahen Osten belastet werden. Die Einschätzung der gegenwärti-

gen Geschäftslage verbesserte sich hingegen zur gleichen Zeit 

geringfügig. 

KfW-ifo-Mittelstandsbarometer 

Mittelwert- und saisonbereinigte Salden (langfristiger Mittelwert 

= 0) 

 
Quelle: KfW Research 

Der Abschwung erfasst nahezu sämtliche Wirtschaftsbereiche, 

wobei das Verarbeitende Gewerbe durch den Krieg besonders 

stark betroffen ist. Hier machen sich sprunghafte Preissteige-

rungen für Energie sowie mögliche Störungen der globalen Lie-

ferketten negativ bemerkbar. Als Ausnahme gilt lediglich das 

Bauhauptgewerbe, welches sich derzeit noch äußerst robust 

zeigt. In dieser Branche sorgten staatliche Impulse für einen be-

achtlichen Anstieg der Lagebeurteilung. 

Auch die Stimmung der Großunternehmen verschlechterte sich 

merklich und notiert nun bei -21,1 Punkten. Parallel dazu ziehen 

die Absatzpreiserwartungen der gesamten Wirtschaft massiv an, 

was an vergangene Krisenzeiten erinnert. Diese wachsende Ner-

vosität birgt die Gefahr von selbsterfüllenden Prophezeiungen, 

falls die Nachfrage nach knappen Gütern unerwartet steigt. 

4 KfW Research (02.04.2026): KfW-Mittelstandsbarometer (März 2026). 
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https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2026/04/PD26_127_611.html
https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/News-Details_888577.html
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Dadurch steckt der noch zu Jahresbeginn erhoffte konjunkturelle 

Aufschwung nun vorerst komplett fest. 

Zahl der Firmenpleiten steigt dramatisch5 

Das Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung Halle meldet an-

haltende Anstiege der Unternehmensinsolvenzen in Deutsch-

land. Im Frühjahr 2026 verzeichnete das Institut den stärksten 

Zuwachs der Firmenpleiten seit über zwei Jahrzehnten. Die ak-

tuelle Lage übertrifft somit sogar die bisherigen Krisenwerte 

deutlich. Rasche Erholungen der deutschen Wirtschaft scheinen 

angesichts dieser Meldungen unwahrscheinlich. 

IWH-Insolvenztrend 

Anzahl Insolvenzen 

 
Quelle: IWH Halle 

Besondere Brisanz erhält die Situation durch Rekordwerte im 

Baugewerbe, im Handel sowie bei wirtschaftlichen Dienstleistun-

gen. Im Vergleich zur Zeit vor der Pandemie stiegen die Pleiten 

um 71 Prozent an. Regional betrachtet verzeichnen Bayern, Ba-

den-Württemberg und Nordrhein-Westfalen die höchsten Aus-

fälle. Die starke Zunahme der Insolvenzen geht primär auf den 

Zusammenbruch kleinerer Betriebe zurück. 

Die dauerhaften Betriebsschließungen führen zu erheblichen Ein-

kommensverlusten bei der betroffenen Belegschaft. Bisher fie-

len im Jahr 2026 rund 54.000 Arbeitsplätze den weitreichenden 

Firmeninsolvenzen zum Opfer. Das Verarbeitende Gewerbe trägt 

dabei die absolute Hauptlast dieser kritischen Arbeitsmarktent-

wicklung. Die zuständigen Experten prognostizieren aus diesem 

 
5 ifo Institut (15.04.2026): Krieg im Iran treibt Unsicherheit in der Wirt-
schaft nach oben. 
6 ifo Institut (15.04.2026): Krieg im Iran treibt Unsicherheit in der Wirt-
schaft nach oben. 

Grund auch für die kommenden Monate alarmierend hohe Insol-

venzzahlen. 

Mittelstand scheut neue Bankkredite6 

Laut aktuellen Untersuchungen von KfW Research ist die Bereit-

schaft im deutschen Mittelstand zur Aufnahme von Bankkredi-

ten im Jahr 2026 drastisch gesunken. Aktuell ziehen lediglich 27 

Prozent der Firmen derartige Finanzierungsformen in Betracht. 

Im Vergleich zum Jahr 2017 verzeichnet diese Statistik enorme 

Rückgänge. Vor allem Kleinstunternehmen treiben den negativen 

Gesamttrend an. 

Als Hauptgrund für diese enorme Zurückhaltung benennen die 

Betriebe den Wunsch nach größtmöglicher finanzieller Stabilität. 

Laut der Erhebung möchten 63 Prozent der Befragten folglich 

jegliche Neuverschuldung vermeiden. Angst vor Überbelastun-

gen der Liquidität durch fixierte Zahlungen verursacht oftmals 

diese ablehnende Haltung. Auch das anhaltend hohe Zinsniveau 

schreckt zahlreiche Unternehmen von der Aufnahme von Fremd-

kapital ab. 

Statt auf Kredite setzen die Firmen bevorzugt auf Innenfinanzie-

rung durch einbehaltene Gewinne. Allerdings verweisen 59 Pro-

zent der Betriebe ausschließlich auf diese isolierte Ausweichlö-

sung. Mangelnde Diversifikation offenbart dabei beträchtliche 

Risiken für zukünftige Wachstumspläne. Da Eigenmittel meist 

nicht ausreichen, drohen notwendige Investitionen aufgrund die-

ser Haltung dauerhaft wegzufallen. 

 

3. POLITIK 

Regierung plant neue finanzielle Entlastungen7 

Die Bundesregierung plant derzeit, die Folgen der gestiegenen 

Kraftstoffpreise für die Bürger und Betriebe abzufedern. Als zent-

rale Maßnahme beschloss die Politik, die Energiesteuer auf 

Kraftstoffe befristet auf die Monate Mai und Juni zu senken. 

Dadurch sparen Autofahrer an der Zapfsäule künftig rund 17 

Cent pro Liter. Diese steuerliche Erleichterung soll die finanzielle 

Situation vieler Betriebe umgehend verbessern. 

Neben günstigeren Kraftstoffen erlaubt der Staat zusätzliche 

Sonderzahlungen durch die Arbeitgeber. Unternehmen dürfen ih-

ren Angestellten in diesem Jahr eine steuerfreie Entlastungsprä-

mie überweisen. Die Obergrenze für diesen finanziellen Bonus 

liegt bei 1.000 Euro. Zur Gegenfinanzierung dieser staatlichen 

7 FAZ (13.04.2026): Auf diese Entlastungen hat sich die Koalition geei-
nigt. 
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https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-04-15/krieg-im-iran-treibt-unsicherheit-der-wirtschaft-nach-oben
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-04-15/krieg-im-iran-treibt-unsicherheit-der-wirtschaft-nach-oben
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-04-15/krieg-im-iran-treibt-unsicherheit-der-wirtschaft-nach-oben
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-04-15/krieg-im-iran-treibt-unsicherheit-der-wirtschaft-nach-oben
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/auf-diese-entlastungen-hat-sich-die-koalition-geeinigt-accg-200725267.html
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/auf-diese-entlastungen-hat-sich-die-koalition-geeinigt-accg-200725267.html
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Maßnahmen prüft die Koalition, sogenannte Übergewinne von 

Energiekonzernen abzuschöpfen. 

BVMW-Position 

Das Entlastungspaket erhärtet den Eindruck, dass sich die Bun-

desregierung auf das Reagieren statt auf das Regieren kon-

zentriert: Der geplante Tankrabatt ist ineffizient und kontrapro-

duktiv. Ob die mit der Gießkanne ausgebrachte Senkung der 

Spritkosten tatsächlich zu Entlastung der Berufspendler führt 

oder doch zu Mitnahmeeffekten der Mineralölkonzerne, ist unge-

wiss. Sicher ist jedoch schon heute die Erhöhung der Tabaks-

teuer. Zielgenauer wären Entlastungszahlungen über den seit 

letzten Jahr eingerichtete Direktauszahlungsmechanismus, der 

es ermöglicht, zielgenau einkommensschwächere Personen zu 

entlasten. Geradezu grotesk ist die Neuauflage der steuer- und 

sozialversicherungsfreien Sonderzahlung aus dem Jahr 2022. 

Hier schließt die Politik erneut einen Vertrag zu Lasten Dritter. 

Sicher gibt es auch heute Unternehmen mit einer ausreichenden 

Ertragslage, die allermeisten sind jedoch in einer wirtschaftlich 

extrem angespannten Situation und damit nicht in der Lage, 

diese Zahlung zu gewähren. Das wissen auch die Koalitionäre 

von CDU, CSU und SPD. Dennoch wecken sie bei Millionen Be-

schäftigten die Erwartungshaltung, dass ihr Arbeitgeber zahlt. 

Damit wird völlig unnötig Unfrieden in die Betriebe getragen. Bes-

ser wäre es, würde sich die Bundesregierung endlich auf Refor-

men verständigt, die für mehr Netto vom Brutto sorgen. 

Sehen Sie hier Christoph Ahlhaus und hier Dr. Hans-Jürgen Völz 

zum sogenannten Entlastungspaket 

Industrierückgang gefährdet Wohlstand8 

Clemens Fuest, Präsident des ifo Instituts, warnt vor den drasti-

schen Folgen der schrumpfenden Wirtschaft. Der hiesige Indust-

riesektor verzeichnet sinkende Produktionszahlen sowie einen 

spürbaren Verlust an Arbeitsplätzen. Im Gegensatz zu anderen 

Nationen baute Deutschland bislang keinen alternativen Dienst-

leistungssektor mit einer vergleichbar hohen Produktivität auf. 

Aus diesem Grund bedroht der anhaltende industrielle Struktur-

wandel den allgemeinen gesellschaftlichen Wohlstand massiv. 

Diese besorgniserregende Entwicklung trifft besonders ländliche 

Räume, in denen bedeutende Mittelständler traditionell die regi-

onale wirtschaftliche Stabilität sichern. Ein wirtschaftlicher Nie-

dergang dieser Gebiete birgt immense politische Gefahren. Um 

diesem Abwärtstrend entgegenzuwirken, muss die Politik Refor-

men und einen konsequenten Bürokratieabbau umsetzen. Zu-

dem stellt eine kostengünstigere Energieversorgung eine zwin-

gende Grundvoraussetzung für die Rettung der regionalen In-

dustriestruktur dar. 

 
8 ifo Institut (14.04.2026): Welche Folgen hat der Rückgang der indust-
riellen Wertschöpfung in Deutschland?. 

 

BVMW-Position 

Der BVMW teilt diese Einschätzung. Als Gegenmaßnahme sehen 

wir eine strategische wirtschaftspolitische Neuausrichtung. Für 

die dringend benötigte Wettbewerbsfähigkeit müssen die Ener-

giepreise durch ein ausgeweitetes Angebot dauerhaft sinken 

ebenso wie die Arbeitskosten. Schließlich garantieren neue Frei-

handelsabkommen für offene Märkte die überlebenswichtigen 

Exportaktivitäten des deutschen Mittelstandes. 

Freihandel stärkt Europas Industrie9 

Internationale Handelsverträge können die wirtschaftliche Lage 

in Europa laut ifo Institut deutlich verbessern. Die europäische 

Industrieproduktion könnte durch diese Abkommen dauerhaft 

um bis zu 1,1 Prozent steigen. Besonders das produzierende Ge-

werbe würde demnach spürbar von den wegfallenden Handels-

barrieren profitieren. Die angestrebten Partnerschaften umfas-

sen Südamerika, Indien sowie Australien. 

Der erfolgreiche Vertragsabschluss dient zudem als wichtiger 

Schutzschild gegen protektionistische Maßnahmen anderer 

Staaten. Ohne diese neuen Vereinbarungen würden bestehende 

amerikanische Strafzölle die heimische Wirtschaft merklich be-

lasten. Für Deutschland würde das Bruttoinlandsprodukt durch 

die Erschließung der neuen Märkte nach Berechnungen der For-

scher jedoch um bis zu etwa 0,5 Prozent zulegen. Die Experten 

sehen in den Verträgen daher einen entscheidenden strategi-

schen Vorteil für die europäische Zukunft. 

BVMW-Position 

Offene und faire weltweite Märkte sind eine zentrale Grundlage 

für den europäischen Wohlstand. Ein funktionierender Welthan-

del ist ein Kernanliegen der mittelständischen Unternehmen, da 

zunehmender Protektionismus die heimischen Exportunterneh-

men massiv beeinträchtigt. Die angestrebten Freihandelsabkom-

men unterstützen die gezielte Diversifizierung der Handels-

partner, welche der wissenschaftliche Beirat des BVMW zur Kri-

senbewältigung ausdrücklich fordert. Die heimische Volkswirt-

schaft profitiert davon langfristig, wenn die Politik diesen Wandel 

durch einen zukunftsgerichteten staatlichen Rahmen flankiert. 

Berlin, 17.04.2026 

Gez.:   

Jasper Lüke  jasper.lueke@bvmw.de 

Dr. Hans-Jürgen Völz hans-juergen.voelz@bvmw.de 

9 ifo Institut (08.04.2026): Neue Freihandelsabkommen können EU-In-
dustrieproduktion um bis zu 1,1 Prozent steigern. 

https://www.youtube.com/watch?v=ybveVBmKA7I
https://www.welt.de/politik/deutschland/video69e0bf1162672238fee0777e/kritik-an-reformen-entlastungspaket-mindestens-eine-mogelpackung.html
https://www.ifo.de/standpunkt/2026-04-14/welche-folgen-hat-der-rueckgang-der-industriellen-wertschoepfung-in-deutschland
https://www.ifo.de/standpunkt/2026-04-14/welche-folgen-hat-der-rueckgang-der-industriellen-wertschoepfung-in-deutschland
https://www.bvmw.de/de/der-verband/agenda-2025
mailto:jasper.lueke@bvmw.de
mailto:hans-juergen.voelz@bvmw.de
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-04-08/neue-freihandelsabkommen-koennen-eu-industrieproduktion-um-bis-zu-11-prozent-steigern
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-04-08/neue-freihandelsabkommen-koennen-eu-industrieproduktion-um-bis-zu-11-prozent-steigern

